
 
 

Protokollauszug 
aus der 

27. (außerordentliche) öffentliche Sitzung des Ortsbeirates Golm  
vom 01.07.2021 

 
öffentlich 
Top 3 Bebauungsplan Nr. 129 "Nördlich In der Feldmark" - 1. Änderung 

 
 

 
Herr Brinkkötter erläutert eingangs Planungsanlass und –ziele der 1. Änderung. Diese werden 
insbesondere auf den besonderen Flächenbedarf der Universität zurückgeführt, die zwar aktuell 
an drei Standorten im Stadtgebiet etabliert ist, jedoch jeweils nur über begrenzte Flächenreserven 
verfügt. Im Vergleich der Standorte ist eine flächenmäßige Ausweitung der Universität nur in Golm 
möglich. 

 
Ziel ist es daher, mit der 1. Änderung des B 129 eine standortverträgliche Lösung zu finden, mit 
der die im Umfeld vorhandenen WOHNNUTZUNGEN und die am Standort konkurrierenden neu 
zu errichtenden Gewerbe- und universitären Einrichtungen in Einklang gebracht werden können.  

 
Frau Müller-Mertens führt dazu aus, dass sich die Flächenbedarfe der Universität zuzüglich zu 
den im Geltungsbereich der 1. Änderung des B 129 geplanten Gebäuden auf weitere ca. 18.000 
qm Hauptnutzflächen (ca. 35.000 qm Bruttogeschossflächen) belaufen. Diese sollen voraussicht-
lich ebenfalls am Standort Golm realisiert werden.  

 
Die mit der 1. Änderung des Bebauungsplans geplante Urbanisierung durch Verdichtung der Be-
bauung und Verschiebung des durchgrünten Siedlungsrandes in Richtung Norden (Gebiet der 
Vorbereitenden Untersuchung) kann nicht mit der derzeit in Umsetzung befindlichen Rahmen-
planung für Golm in Einklang gebracht werden kann. 
 
Dazu ist mit der 1. Änderung eine Viergeschossigkeit zuzüglich der erforderlichen Technikauf-
bauten vorgesehen. Die bereits für die Sitzung angebotene 3D – Simulation wird in der nächsten 
Sitzung präsentiert. Es wird geprüft, ob die verkehrstechnische Untersuchung zum B 147 nach-
gereicht werden kann, anderenfalls Akteneinsicht zu beantragen wäre. 

 
Insbesondere an der Höhenentwicklung entzündet sich die Diskussion. 
Herr Krause berichtet dazu, dass bereits Anfang der neunziger Jahre für den Ausbau des Uni-
standortes „Leitlinien“ abgestimmt wurden, nach denen die Höhe mit 15,5 m und die zulässige 
Grundflächenzahl (prozentual überbaubare Grundstücksfläche) mit 0,4 galten. Darüber hinaus 
äußert er die Kritik, dass der OBR nicht bereits zu Beginn der Überlegungen für die Inanspruch-
nahme von Flächen im B 129 durch die Universität, spätestens jedoch 2019 einbezogen wurde. 
Die jetzt geplanten Höhenentwicklungen und zu erwartenden Lärmkontingente seien nur sehr 
schwer in Einklang mit der Umgebungsbebauung, hier insbesondere die Wohnbebauung an der 
Straße In der Feldmark sowie im B 129 zu bringen. Nur sehr schwer abzuschätzen seien zudem 
auch die Auswirkungen für das Orts- und durch die Verschiebung des durchgrünten Ortsrandes 
auch des Landschaftsbilds.  

 
In der Diskussion werden die Bedenken sowohl durch die OBR-Mitglieder als auch die Bürger-
schaft mitgetragen und weiter ergänzt. Wesentliche Kritikpunkte resp. Fragestellungen sind: 
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• Klimaschutz und der Einsatz/Verwendung erneuerbarer Energien wurden abwä-
gungstechnisch nicht oder nur ungenügend betrachtet.  
(Spannungsfeld Erneuerbare Energien vs. Dach- und Fassadenbegrünungen) 

 
Wenn diesbezügliche Sachverhalte in einem städtebaulichen Vertrag geregelt wer-
den sollen, ist die Beteiligung der Politik unerlässlich!  

 
Hinweise von Bürgern: 

 
o Wie kann der Grünanteil so erhöht werden, dass aus dem Science-Park ein 

„Grün-Park“ wird (z.B. Stichwort nachhaltige Versorgung mittels Obstbaumbe-
pflanzung)? 

o Wie wird generell Einfluss auf die Biodiversität genommen? 
o Wie wird einer „Lichtverschmutzung“ entgegengewirkt? 

 
• Forderung einer stärkeren Durchgrünung der Bebauung zur Verbesserung der 

stadträumlichen Wirkungen 
 

• Die Weiterentwicklung der verkehrlichen Erschließung soll mit dem Rahmenplan 
erfolgen. Das ist für die Änderungsverfahren des B 129 nach Auffassung des OBR 
jedoch viel zu spät. 

 
• Sehr große Vorbehalte bestehen im Hinblick auf die Höhenentwicklungen hinsicht-

lich der zu erwartenden Lärmbelästigungen für die angrenzenden Wohnbebauun-
gen. 

 
• Warum werden Flächenbedarfe für die Universität nicht im B 129 gedeckt? Wurde, 

wenn wie erläutert, fördertechnische Bestimmungen die Rückzahlung von Förder-
mitteln für die Erschließung erfordern würde, soweit eine andere als eine gewerb-
liche Nutzung realisiert würde, seitens der Stadtverwaltung eine Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung vollzogen? 

 
 Insoweit dies bisher nicht erfolgt sei, wäre dringend zu prüfen, ob die Rück-
zahlung der Fördermittel vor beispielsweise einer Neuausweisung eines neuen 
Universitätsstandortes nicht das mildeste Mittel wäre. 
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